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Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes 
über die Bundesanstalt für Flugsicherung 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A, Problem 

Durch die Zunahme des Luftverkehrs im Bundesgebiet sind die 
körperlichen und geistigen Anforderungen, die an die rund 800 
Angehörigen des gehobenen Flugverkehrskontrolldienstes in 
der Bundesanstalt für Flugsicherung gestellt werden müssen, in 
erheblichem Maße angestiegen. Es hat sich gezeigt, daß die 
Flugverkehrslotsen mit zunehmendem Alter diesen Anforde- 
rungen nicht immer genügen können. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht für alle Flugverkehrslotsen eine Alters- 
grenze von 55 Jahren vor. Beamte sollen bei ihrem Ausscheiden 
aus dem Dienst eine Ausgleichszahlung erhalten; außerdem ist 
eine Vergünstigung bei der Berechnung des Ruhegehalts ge- 
plant. Nachteile in der Alterssicherung der betroffenen Ange- 
stellten sollen durch tarifvertragliche Regelungen ausgeschlos- 
sen werden. 

Die Besatzungen der fünf in Dienst gestellten Meßflugzeuge 
sind einer erhöhten Unfallgefahr ausgesetzt; für sie wird daher 
im Falle eines Unfalles eine Unfallentschädigung in Anlehnung 
an die Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes vorge- 
sehen. 


C. Alternativen 

Entfallen. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird durch die Ausgleichszahlung an aus- 
scheidende Beamte mit jährlich etwa 100 000 DM zusätzlich be- 
lastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Januar 1971 

1/4 (III/4) — 95201 — Fl 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Bundes- 
anstalt für Flugsicherung 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 356. Sitzung am 2. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz über die Bundesanstalt für Flugsicherung vom 
23. März 1953 ist mit Zustimmung des Bundesrates ergangen. 
Deshalb bedarf auch das Änderungsgesetz seiner Zustim- 
mung. 

Im übrigen erhebt der Bunderat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 2) dargelegt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Bundesanstalt für 

Flugsicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen : 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Bundesanstalt für Flugsiche- 
rung vom 23. März 1953 (Bundesgesetzbl, I S. 70), 
geändert durch Artikel 34 Abs. 2 des Kostenermäch- 
tigungs-Änderungsgesetzes vom 23. Juni 1970 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt geändert: 

Nach § 4 werden folgende §§ 4 a und 4 b ein- 
gefügt: 

n§4a 

(1) Angehörige des gehobenen Flugverkehrskon- 
trolldienstes dürfen nur bis zum Ablauf des Mo- 
nats, in dem sie das 55. Lebensjahr vollenden, in 
dieser Tätigkeit beschäftigt werden. 

(2) Für die Beamten des gehobenen Flugverkehrs- 
kontrolldienstes bildet das vollendete 55. Lebens- 
jahr die Altersgrenze. 

(3) Das Ruhegehalt der Beamten auf Lebenszeit 
des gehobenen Flugverkehrskontrolldienstes, die 
wegen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhe- 
stand treten, steigt nach einer ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit von 25 .Jahren bis zu einer solchen von 
27 Jahren mit jedem Dienstjahr um 2 v. H. der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge. 


(4) Beamte des gehobenen Flugverkehrskontroll- 
dienstes, die wegen Erreichens der Altersgrenze in 
den Ruhestand treten, erhalten neben dem Ruhe- 
gehalt einen Ausgleich in Höhe des Siebeneinhalb- 
fachen der Dienstbezüge des letzten Monats, jedoch 
nicht über achttausend Deutsche Mark. Der Aus- 
gleich ist bei Eintritt in den Ruhestand in einer 
Summe zu zahlen. 

§ 4b 

Auf Besatzungsmitglieder von Meßflugzeugen der 
Bundesanstalt für Flugsicherung sind die Vor- 
schriften des § 63 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3 Satz 1 
Nr. 2, 4, 6 und 8 sowie Satz 2 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Februar 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 201), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Nr. 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 10. Juli 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1029), in Verbindung mit der 
Verordnung über die einmalige Unfallentschädigung 
gemäß § 63 des Soldatenversorgungsgesetzes in der 
jeweils gültigen Fassung entsprechend anzuwen- 
den." 


Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 


L 

Allgemeines 

Bei der anhaltend starken Zunahme des Luftverkehrs 
ist dessen funktionssichere Kontrolle eine der we- 
sentlichen Voraussetzungen der Flugsicherheit. Die 
Aufgaben der Flugverkehrskontrolle in der Bundes- 
republik Deutschland werden von den zur Zeit rund 
800 Angehörigen des gehobenen Flugverkehrskon- 
trolldienstes in der Bundesanstalt für Flugsicherung 
wahrgenommen. Diese Tätigkeit stellt an das damit 
betraute Personal erhöhte Anforderungen. Neben dem 
durch die Ausbildung vermittelten fachlichen Wissen 
und Können sowie den notwendigen englischen 
Sprachkenntnissen müssen die Flugverkehrslotsen in 
der Lage sein, unter einer hohen physiologischen Be- 
lastung zu arbeiten. Zwingend erforderlich sind eine 
schnelle Auffassungsgabe, sofortige Reaktions- und 
Entschlußfähigkeit, gute Kombinations- und Konzen- 
trationsfähigkeit sowie ein ausgeprägtes Gedächtnis 
bei entsprechend guter nervlicher Gesamtverfas- 
sung. 

Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung hat in ^seinem Gutachten vom 24. De- 
zember 1968 darüber hinaus ausgeführt: 

„Die Verantwortung für die Sicherheit des Flug- 
verkehrs wiegt sehr schwer. Sie ist andersartig 
als etwa in der Verwaltung und auch in anderen 
Verkehrszweigen. Während in der Verwaltung 
zum Beispiel in schwierigen Situationen die Ent- 
scheidung übergeordneter Stellen herbeigeführt 
werden kann, isind die Flugverkehrslotsen auf sich 
gestellt. Die hohen und unterschiedlichen Flug- 
geschwindigkeiten, die Unterschiedlichkeit der 
verschiedenen Verkehrsebenen in der Luft, die 
verschiedenartige Steig-, Sink- und Anflugge- 
schwindigkeit der Flugzeuge, die zum Beispiel ge- 
genüber der Schienensicherung der Eisenbahn be- 
grenzten Möglidikeiten durch Einbau von automa- 
tisch wirkenden Sicherheitsmaßnahmen gegenüber 
Kollisionen geben der Verantwortung anders als 
bei anderen Verkehrsträgern in Verbindung mit 
den oben erwähnten Befähigungen ein besonderes 
Gewicht." 

Im praktischen Betrieb hat sich gezeigt, daß die Flug- 
verkehrslotsen mit zunehmendem Alter diesen ho- 
hen Anforderungen immer weniger genügen kön- 
nen. Es fehlt zwar im Hinblick auf das zur Zeit noch 
günstige Durchschnittsalter der Angehörigen des ge- 
hobenen Flugverkehrskontrolldienstes von etwa 
37 Jahren an umfassenden einschlägigen Erfahrun- 
gen. Bei einer Betrachtung des Personenkreises der 
zur Zeit über 45jährigen Flugverkehrslotsen kann 
jedoch mit Sicherheit davon ausgegangen werden, 
daß die Flugverkehrs-Kontrolltätigkeit nicht bis zum 
65. Lebensjahr ausgeübt werden kann. Neben den 


zahlreicher werdenden Fällen fliegerärztlich diagno- 
stizierter Untauglichkeit für den Flugverkehrskon- 
trolldienst mehren sich die Anträge von Flugver- 
kehrslotsen, auf weniger belastende Dienstposten 
umgesetzt zu werden. Der Grund hierfür ist ein von 
diesen Mitarbeitern bei ihrer Tätigkeit subjektiv 
festgestelltes Nachlassen der körperlichen oder gei- 
stigen Kräfte, das zwar diagnostisch noch nicht er- 
faßbar ist, aber bei dem Lotsen selbst im Hinblick 
auf die verantwortungsvolle Aufgabe am Radar- 
schirm doch eine erhebliche Unsicherheit auslöst. In 
Anbetracht der Tatsache, daß die Flugsicherheit in 
sehr starkem Maße von der Leistungsfähigkeit der 
mit der Flugverkehrskontrolle betrauten Menschen 
abhängt, können die Umsetzungsanträge des Perso- 
nals nicht unberücksichtigt bleiben. Andererseits 
sind die realen Umsetzungsmöglichkeiten jedoch 
sehr begrenzt, da das normale Berufsbild des Flug- 
verkehrslotsen heute von der Tätigkeit am Radar- 
schirm geprägt ist. 

Nach dem bisherigen Stand arbeitspsychologischer 
und arbeitsmedizinischer Erkenntnis und den vor- 
liegenden praktischen Beobachtungen ist der aktive 
Einsatz im Flugverkehrskontrolldienst daher im In- 
teresse der Sicherheit des Luftverkehrs nur bis zum 
55, Lebensjahr vertretbar. Dies deckt sich auch mit 
der Auffassung der zu diesem Punkt befragten flie- 
gerärztlichen Untersuchungsstellen, bei denen die 
Flugverkehrslotsen in regelmäßigen Abständen un- 
tersucht werden. Auf Grund der dort gesammelten 
Erfahrungen wird einhellig erklärt, daß nicht von der 
Tauglichkeit für den Flugverkehrskontrolldienst bis 
zum 65. Lebensjahr ausgegangen werden kann. Hin- 
sichtlich der angemessenen Altersgrenze wird von 
diesen Spezialinstitutionen in Anbetracht der Er- 
kenntnis, daß die Belastung des Flugverkehrskon- 
trolldienstpersonals mit der Beanspruchung von 
Flugzeugführern vergleichbar ist, im Durchsdinitt 
das 55. Lebensjahr empfohlen. Von dieser Alters- 
grenze geht auch der Bundesbeauftragte für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung in seinem erwähn- 
ten Gutachten aus. Ebenso entspricht sie den Ver- 
hältnissen in den Flugsicherungsverwaltungen von 
Frankreich und Holland, wobei in Frankreich sogar 
zur Zeit ein weiteres Absenken der Altersgrenze er- 
wogen wird. In den übrigen Flugverkehrskontroll- 
diensten der europäischen Länder und in den USA 
sind zur Zeit noch höhere Altersgrenzen maßgebend; 
überwiegend sind aber auch dort Überlegungen bzw. 
Maßnahmen zu einer die Flugsicherheit garantieren- 
den Herabsetzung der Altersgrenzen eingeleitet. 

Etwaige Berufungen von Beamten bestimmter 
Dienstzweige in anderen Betriebsverwaltungen (z. B. 
Lokomotivführer, Fahrdienstleiter) auf diese Maß- 
nahme sind zur Zeit nicht gerechtfertigt. In Anbe- 
tracht der im Schienenverkehr weitgehend durch 
technische Einrichtungen gewährleisteten Betriebs- 
sicherheit wäre diese Forderung im wesentlichen 
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unter dem Gesichtspunkt der sozialen Fürsorge zu 
betrachten. Im gehobenen Flugverkehrskontroll- 
dienst dient die Herabsetzung der Altersgrenze da- 
gegen ganz überwiegend der Sicherheit des Luftver- 
kehrs. 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine 
wesentlichen Mehrkosten. 

Auch ohne die durch den Gesetzentwurf vorgesehene 
generelle Regelung müßten die Angehörigen des 
Flugverkehrskontrolldienstes, die das für die Sicher- 
heit des Luftverkehrs kritische Alter erreichen, durch 
Einzelakt — insbesondere durch Zurruhesetzung — 
von dieser Tätigkeit entbunden werden. Die hier- 
durch anfallenden Versorgungslasten decken sich im 
wesentlichen mit den durch den Entwurf aus der 
Vorverlegung der Altersgrenze zu erwartenden 
Kosten. 

Echte Mehrkosten ergeben sich nur durch den in dem 
Gesetz vorgesehenen Ausgleich (§ 4 a Abs. 4). Da bis 
Ende 1965 ca. 60 Flugverkehrslotsen wegen Errei- 
chens der Altersgrenze ausscheiden werden, sind für 
diesen Zeitraum insgesamt ca. 500 000 DM anzuset- 
zen. 

Die in § 4 b des Gesetzentwurfs in Aussicht genom- 
mene Unfallentschädigung für Meßflugzeugführer 
entzieht sich nach der Eigenart der Sache einer 
kostenmäßigen Konkretisierung. 


II. 

Besonderes 

Zu § 4 a Abs. 1 

Durch diese Vorschrift werden für die Beamten und 
Angestellten des gehobenen Flugverkehrskontroll- 
dienstes die sich aus den unter 1. dargelegten Aus- 
führungen ergebenden Folgerungen gezogen. Die 
Vorschrift enthält ein öffentlich-rechtliches Beschäfti- 
gungsverbot In dieser Tätigkeit für Beamte und An- 
gestellte, die das 55. Lebensjahr vollendet haben. 
Die beamtenrechtlichen Auswirkungen dieses Be- 
schäftigungsverbots werden in den folgenden Ab- 
sätzen behandelt. Arbeitsrechtliche Konsequenzen 
können nur auf der Grundlage tarifvertraglicher Re- 
gelungen gezogen werden. Nachteile in der Alters- 
sicherung der betroffenen Angestellten sollen eben- 
falls durch eine tarifvertragliche Regelung ausge- 
schlossen werden. 

Zu § 4 a Abs. 2 

Die Beamten des gehobenen Flugverkehrskontroll- 
dienstes werden zum weitaus größten Teil im un- 
mittelbaren praktischen Betrieb der Flugverkehrs- 
kontrolle eingesetzt. Daneben sind insbesondere für 
Aufgaben der Betriebsplanung und der Unterrich- 
tung von Nachwuchskräften im begrenzten Umfang 
Beamte des Flugverkehrskontrolldienstes in der 
Zentrale, der Erprobungsstelle und bei Regionalkon- 
trollstellen als Sachbearbeiter des Betriebs und in 
der Flugsicherungsschule als Lehrer tätig. Da die 
Wahrnehmung dieser Aufgaben ständig aktuelle 


praktische Betriebserfahrung voraussetzt, müssen 
die damit betrauten Kräfte von Zeit zu Zeit wieder 
dem praktischen Einsatz zugeführt werden. Die vor- 
gezogene Altersgrenze muß daher auch für diesen 
Personenkreis gelten. 

Umsetzungsmöglichkeiten für Flugverkehrslotsen, 
die für ihren Dienst untauglich geworden sind, in an- 
dere Dienstzweige der Bundesanstalt für Flugsiche- 
rung sind kaum vorhanden. Der flugsicherungstech- 
nische Dienst scheidet wegen der dort zwingend er- 
forderlichen besonderen Vorbildung für eine Ver- 
wendung von Flugverkehrslotsen aus. Die Auf- 
nahmefähigkeit der gegenüber dem Flugverkehrs- 
kontrolldienst an sich kleinen Dienstzweige des 
Flugsicherungsberatungs- und Flugsicherungsfern- 
meldedienstes, die im übrigen überwiegend mit 
Kräften des mittleren Dienstes besetzt sind, nimmt 
durch die fortschreitende Automation weiter ab. 

Die wenigen Dienstposten des Verwaltungsdienstes 
in der Bundesanstalt für Flugsicherung eignen sich 
ebenfalls nicht für Flugverkehrslotsen. Da auch eine 
Versetzung zu anderen Verwaltungen des Bundes 
im Hinblick auf die Spezialausbildung dieses Per- 
sonenkreises nicht in Frage kommt, bleibt nur die 
Möglichkeit eines vorzeitigen Eintritts in den Ruhe- 
stand. 

Zu § 4 a Abs. 3 

Diese Regelung ist in enger Anlehnung an die ent- 
sprechenden Vorschriften des Bundespolizeibeam- 
tengesetzes (§ 24) und des Soldatenversorgungsge- 
setzes (§ 26 Abs. 2) gestaltet. Sie geht für den Regel- 
fall von einem Eintrittsalter des Lotsen zwischen 
20 und 22 Jahren aus. 

Zu § 4 a Abs. 4 

Diese Vorschrift übernimmt den Gedanken des § 5 
Abs. 2 des Bundespolizeibeamtengesetzes und des 
§ 38 des Soldatenversorgungsgesetzes. Im Hinblick 
auf die derzeit geltende Fassung des § 103 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes sind noch die dort vor- 
gesehenen Sätze ausgebracht. Bei einer Änderung 
dieser Regelung muß § 4 a Abs. 4 entsprechend an- 
geglichen werden. 

Zu § 4 b 

Zur sicheren Abwicklung der Flugverkehrskontrolle 
gehört die ständige exakte Vermessung der in gro- 
ßer Zahl insbesondere in der Nähe und auf Flug- 
plätzen installierten modernen technischen Einrich- 
tungen. Diese Aufgabe wird von den Besatzungen der 
hierfür in Dienst gestellten fünf Meßflugzeuge wahr- 
genommen. Da die Vermessung der technischen An- 
lagen nur während des vollen Flugbetriebs vorge- 
nommen werden kann, bringen das Befliegen der 
verkehrsreichen Lufträume in Luftstraßen und über 
Flugplätzen sowie die Notwendigkeit wiederholter 
Anflüge quer zur Flugrichtung für die Besatzungen 
ein besonderes Risiko mit sich. Dieses entspricht 
der Gefahrenlage des durch § 63 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes erfaßten Personenkreises. 
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Anlage 2 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Dem Vorschlag des Bundesrates, die Eingangsworte 
des Gesetzes durch Hinzufügen der Wörter „mit Zu- 
stimmung des Bundesrates" zu ändern, wird nicht 
zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon des- 
halb der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
weil es ein Gesetz ausdrücklich ändert, das mit sei- 
ner Zustimmung ergangen ist. Die Zustimmung ist 
vielmehr nur dann erforderlich, wenn das Ände- 
rungsgesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die 
Zustimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 
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